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Vergabeprozess der EXPO 2030 und die Rolle der Bundesregierung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Bureau International des Expositions (BIE) ist jene internationale Institu-
tion, unter deren Regelwerk Weltausstellungen, weltweite spezielle Ausstel-
lungen, internationale Gartenbauausstellungen und die Triennale di Milano 
durchgeführt werden. Deutschland ist gemeinsam mit 170 weiteren Staaten 
Mitglied der BIE. Die Bundesregierung sitzt seit November 2019, vertreten 
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, einem der vier 
Komitees vor – dem Verwaltungs- und Haushaltskomitee – und stellt hier-
durch auch automatisch einen der vier Vizepräsidenten des BIE (www.bie-pari
s.org/site/en/how-we-work/committee-members). Im Rahmen des Vergabever-
fahrens für die internationale Weltausstellung im Jahr 2030 (EXPO 2030) be-
suchten Delegationen der BIE, sogenannte Enquiry Missions, die vier Bewer-
berländer Saudi-Arabien, Ukraine, Südkorea und Italien. Eine BIE-Delegation 
unter Leitung der Bundesregierung besuchte vom 5. bis 10. März 2023 das 
Bewerberland Saudi-Arabien.

Während des Aufenthalts in Saudi-Arabien traf die Delegation unter Leitung 
der Bundesregierung u. a. den saudischen Kronprinzen und Premierminister, 
Mohammed bin Salman, den Finanzminister Mohammed Al Jadaan, den Wirt-
schafts- und Planungsminister, Faisal Al-Ibrahim, den Minister für Investi-
tionen, Khalid al Falih, den Minister für Kommunikation und Informations-
technologie, Abdullah Alswaha, den Minister für Transport und Logistik, Sa-
leh Al Jasser, den Tourismusminister Ahmed Al Khateeb (www.bie-paris.org/s
ite/en/news-announcements/expo-2030-en/bie-enquiry-mission-assesses-saud
i-arabia-s-project-to-host-a-world-expo-2030-in-riyadh), den Handelsminister 
Abdullah Al Qasabi (twitter.com/Riyadh_Expo2030/status/163399054677032
9600) und den Außenminister Adel al-Dschubeir (twitter.com/KSAmofaEN/st
atus/1633561048052629512) zu Gesprächen. Ein solch exklusiver Zugang zu 
den ranghöchsten Mitgliedern der saudischen Regierung ist außergewöhnlich, 
von höchster politischer Bedeutung und in diesem Umfang selbst bei ausländi-
schen Staatsgästen eine Seltenheit. Alle Treffen wurden ausführlich auf dem 
Twitteraccount der saudischen Bewerbung zur EXPO 2030 dokumentiert und 
vermarktet (twitter.com/riyadh_expo2030). Seitens der Bundesregierung fand 
überhaupt keine öffentliche Kommunikation der BIE-Delegationsreise nach 
Saudi-Arabien unter Leitung der Bundesregierung statt.

Die Bundesministerin des Innern und für Heimat, Nancy Faeser, teilte vor 
einigen Monaten mit, dass die Vergabe von Großereignissen an Kriterien ge-
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knüpft gehöre, „nämlich an die Einhaltung der Menschenrechte“ (www.tagess
chau.de/inland/faeser-katar-wm-kritik-101.html). Die Bundesministerin des 
Auswärtigen, Annalena Baerbock, sagte im Oktober 2022, dass Saudi-Arabien 
ein Land sei, „wo Menschenrechte mit Füßen getreten werden“ (www.n-tv.de/
politik/Gruene-wenden-auch-bei-Ruestungsexporten-Streit-ab-article2365307
2 .html). Die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, Luise 
Amtsberg, bezeichnete im Januar 2023 den Bausektor in Saudi-Arabien als 
„Hochrisikobereich für Menschenrechtsverletzungen“. Besonders der Bausek-
tor in Saudi-Arabien dürfte bei einer erfolgreichen Bewerbung zur EX-
PO 2030 mit einer steigenden Nachfrage rechnen. Ebenso wies die Menschen-
rechtsbeauftragte darauf hin, dass kritische Stimmen in Saudi-Arabien zuneh-
mend hohe Gefängnisstrafen erhalten und zum Teil von der Todesstrafe be-
droht sind (www.rnd.de/politik/saudi-arabien-benoetigt-reformdruck-wie-kata
r-vor-der-wm-ZBXN3UWD7VDFBGWCZZWFWQRR4A.html).

Vor dem Hintergrund dieser Positionierung deutscher Regierungsmitglieder zu 
Saudi-Arabien stellt sich daher die zentrale Frage, ob und inwieweit die von 
der Bundesregierung als kritisch erachteten Punkte von der BIE-Delegation 
unter der Leitung der Bundesregierung bei den hochrangigen Gesprächen mit 
der saudischen Regierung thematisiert wurden.

 1. Spielen für die Bundesregierung bei der Abstimmung über das Austra-
gungsland der EXPO 2030 die Einhaltung von Menschenrechten eine 
entscheidende Rolle?

a) Werden aus Sicht der Bundesregierung die Menschenrechte in Saudi-
Arabien eingehalten?

b) Sind der Bundesregierung Menschenrechtsverletzungen im Verant-
wortungsbereich der saudi-arabischen Regierung bekannt, die sich in 
der jüngeren Vergangenheit zugetragen haben (ab 2018), und wenn 
ja, welche?

Die Fragen 1 bis 1b werden gemeinsam beantwortet.
Die menschenrechtliche Situation fließt in die Entscheidung der Bundesregie-
rung ein.
Es wird auf den 14. und 15. Bericht der Bundesregierung über ihre Menschen-
rechtspolitik und dort insbesondere auf die Kapitel zur Ländersituation Saudi-
Arabiens verwiesen (www.bundesregierung.de/breg-de/suche/14-bericht-der-bu
ndesregierung-ueber-ihre-menschenrechtspolitik-1994938 und www.auswaerti
ges-amt.de/de/aussenpolitik/menschenrechte/menschenrechtsbericht-15/256
7408).

 2. Welche Gründe sprachen aus Sicht der Bundesregierung dafür, die Lei-
tung bei der BIE-Delegationsreise nach Saudi-Arabien im März 2023 zu 
übernehmen?

 3. Wurden das Bundeskanzleramt, das Auswärtige Amt und die Menschen-
rechtsbeauftragte der Bundesregierung vorab durch das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz über die Teilnahme und Leitung der 
BIE-Delegationsreise nach Saudi-Arabien vom 5. bis10. März 2023 so-
wie die hochrangigen Gesprächspartner vor Ort informiert, und wenn 
nein, warum nicht?
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 4. Hat sich das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz anläss-
lich der BIE-Delegationsreise nach Saudi-Arabien vom 5. bis 10. März 
2023 und den vor Ort durchgeführten hochrangigen Gesprächen vor der 
Abreise mit dem Bundeskanzleramt, dem Auswärtigen Amt und der 
Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung inhaltlich abgestimmt, 
und wenn nein, warum nicht?

 5. Hat die Bundesregierung bei der BIE-Delegationsreise im Gespräch mit 
dem Kronprinzen und Premierminister Mohammed bin Salman den Um-
gang mit Menschenrechten in Saudi-Arabien kritisch thematisiert (www.
spa.gov.sa/viewstory.php?lang=en&newsid=2432074), und wenn ja, 
welche Themen wurden adressiert, und wenn nein, warum nicht?

 6. Hat die Bundesregierung bei der BIE-Delegationsreise im Gespräch mit 
dem Minister für Transport und Logistik, Saleh Al-Jasser, sowie dem 
Wirtschafts- und Planungsminister, Faisal Al-Ibrahim, den Umgang mit 
den Menschenrechten im saudi-arabischen Bausektor kritisch themati-
siert (twitter.com/Riyadh_Expo2030/status/1633623970795642881), und 
wenn nein, warum nicht?

 7. Hat die Bundesregierung bei der BIE-Delegationsreise gegenüber der
Präsidentin der saudischen Menschenrechtskommission, Dr. Hala Al-
Tuwaijri, den Umgang mit Menschenrechten in Saudi-Arabien kritisch 
thematisiert (twitter.com/Riyadh_Expo2030/status/163322756510723
2768), und wenn ja, über welche Themen wurde gesprochen, und welche 
neuen Erkenntnisse konnten gewonnen werden, und wenn nein, warum 
nicht?

Die Fragen 2 bis 7 werden gemeinsam beantwortet.
Das „Bureau International des Expositions“ (BIE) ist die zwischenstaatliche 
Einrichtung, die für die Überwachung und Regulierung sämtlicher internationa-
ler Ausstellungen zuständig ist, die länger als drei Wochen andauern und nicht 
kommerzieller Natur sind, mithin auch für die Weltausstellung (Expo) 2030. 
Deutschland ist Mitgliedstaat des BIE. Im Rahmen seiner Zuständigkeit führt 
das BIE Prüfreisen („enquiry missions“) in Staaten durch, die für die Ausrich-
tung einer Weltausstellung kandidieren. Dort wird gemäß den Regularien des 
BIE die technische Durchführbarkeit („feasibility“) einer Weltausstellung ent-
lang eines vom BIE vorgegebenen Kriterienkatalogs geprüft unter anderem Fi-
nanzierung, erwartete Besucherzahlen, Geländeeignung. Diese Prüfreisen müs-
sen laut den Regeln des BIE von einem der BIE-Vizepräsidenten bzw. einer 
-Vizepräsidentin geleitet werden. Diese sind Delegierte aus BIE-Mitgliedstaa-
ten, die einem der Ausschüsse des BIE vorsitzen und daher Fachexperten für 
Expos sind. De facto wird die Reiseleitung geteilt zwischen einem/einer Aus-
schussvorsitzenden und dem BIE-Generalsekretär. In der Regel nehmen als 
weitere Fachleute für Expos neben einem der BIE-Vizepräsidenten bzw. -präsi-
dentinnen noch drei BIE-Delegierte aus anderen Mitgliedstaaten teil sowie Mit-
arbeitenden des BIE-Sekretariats.
Ein Mitarbeiter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz leitet 
den BIE-Ausschuss für Verwaltung und Haushalt. In seiner Funktion als BIE-
Delegierter nahm er an der Prüfreise nach Saudi-Arabien teil und führte – wie 
die übrigen drei BIE-Delegierten und der BIE-Generalsekretär – Gespräche mit 
dortigen Stellen im Hinblick auf die technische Durchführbarkeit einer Welt-
ausstellung in dem Land. Bei den Gesprächen wurden auch Menschenrechte 
thematisiert.
Von der Prüfung der grundsätzlichen Eignung eines Standortes über die Durch-
führbarkeit einer Weltausstellung zu trennen ist die Abstimmung über die Ver-
gabe der Expo. Diese geschieht in der geheimen Abstimmung in der BIE-Gene-
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ralversammlung. Der deutsche Vertreter bzw. die deutsche Vertreterin erhält da-
für eine Weisung der Bundesregierung.

 8. Gab es im Zuge der Bewerbung Saudi-Arabiens für die EXPO 2030 
„Quid pro quo“-Angebote von Saudi-Arabien an Deutschland, ggf. schon 
im Vorfeld oder während der BIE-Delegationsreise unter Leitung der 
Bundesregierung?

Absprachen im Sinne der Fragestellung fanden nicht statt.

 9. Hat die Bundesregierung im Rahmen der BIE-Delegationsreise nach 
Saudi-Arabien geldwerte Zuwendungen (Geschenke etc.) erhalten, und 
wenn ja,

a) um welche Gegenstände handelt es sich hierbei,

b) welcher Wert wird den Gegenständen beigemessen, und

c) wann wurden diese angezeigt?

In Übereinstimmung mit den Regelungen des BIE trägt die Reisekosten der 
Kandidatenstaat. Geschenke wurden nicht angenommen.

10. Wieso hat die Bundesregierung nicht an der BIE-Delegationsreise in das 
Bewerberland Ukraine teilgenommen?

a) Wird die Ukraine aus Sicht der Bundesregierung nicht als ernsthafter 
Bewerber für die EXPO 2030 in Betracht gezogen?

b) Nach welchen Kriterien entscheidet die Bundesregierung, ob sie an 
BIE-Delegationsreisen teilnimmt?

Die Fragen 10 bis 10b werden gemeinsam beantwortet.
Die Zusammenstellung der jeweiligen Prüfreisen nimmt das BIE-Sekretariat 
vor.
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